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Bund hilft Kommunen bei der Unterbringung von Flüchtlingen

Berlin, 7. November 2014 - Der Deutsche Bundestag hat am 6. November eine Gesetzesinitiative des

Bundesrates gebilligt: Bislang durften Asylsuchende nicht in Gewerbegebieten sowie Stadtaußenbe-

reichen untergebracht werden. Nach der gestrigen Beschlussfassung werden die Kommunen nun in

die Lage versetzt, Gebäude zur Unterbringung der Flüchtlinge zu nutzen, die sonst nicht zur Verfügung

stünden. Dies betrifft auch Büro- und Verwaltungsgebäude.

„Nun werden endlich die baurechtlichen Vorkehrungen geschaffen, mit denen Kommunen das Prob-

lem der Unterbringung besser angehen können“, so Wolfgang Hellmich, seit 2012 Mitglied des Deut-

schen Bundestages. Hellmich ergänzt: „Dies hilft auch den Städten und Gemeinden im Kreis Soest, die

somit die anstehenden Herausforderungen besser beherrschen können.“ Die beschlossenen Änderun-

gen des Baugesetzes sind bis 2019 befristet.

Der Soester SPD-Bundestagsabgeordnete betont, dass nun zeitnah Lösungen für die Unterbringung

und Betreuung der Flüchtlinge gefunden werden müssen: „Niemand will, dass im nahenden Winter die

Flüchtlinge in Zelten untergebracht werden.“

Der von der SPD regierten Stadt Hamburg initiierte Gesetzentwurf wird vom Bund mit 200 Millionen

Euro flankiert, die die Städte und Kommunen zur Umsetzung der Neuerungen des Baugesetzbuches

nutzen sollen. Wolfgang Hellmich erklärt abschließend: „Sämtliche durch die stark angestiegenen Zu-

wanderungszahlen von Flüchtlingen nach Deutschland bedingten Herausforderungen, sehen wir uns

in Ruhe an. Das Baurecht ist hier nur ein Element von Vielen zur Lösung der Unterbringung, aber ein

sehr wichtiges für die Kommunen.“
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Darüber hinaus beschloss der Bundestag das sogenannte Asylbewerberleistungsgesetz. Künftig wer-

den Asylbewerber höhere Leistungen beziehen, diese orientieren sich an den Bezügen von Hartz-IV-

Empfängern.

Allein in den ersten neun Monaten dieses Jahres beantragten in Deutschland mehr als 130.000 Men-

schen Asyl, insgesamt werden 2014 200.00 Flüchtlinge in der Bundesrepublik erwartet.


